
Amtliche Bekanntmachung

Umlegungsverfahren „Vennstraße“

Der Umlegungsausschuss der Stadt Oberhausen macht
hiermit gemäß § 71 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB)
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) bekannt, dass die Vor-
wegnahme der Entscheidungen vom 06.06.2019 nach §
76 BauGB für die Ordn.-Nr. 7 und tlw. für die Ordn.-Nr. 1,
das Grundstück Vennstraße, Gemarkung Holten, Flur 1,
Flurstück 2131, betreffend, mit Ablauf des 15.06.2019
unanfechtbar geworden sind.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Bekanntmachung des Zeitpunktes der Unanfecht-
barkeit der Beschlüsse kann binnen sechs Wochen, von
dem auf diese Bekanntmachung folgenden Tage an ge-
rechnet, durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach
§ 217 BauGB angefochten werden.

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Um-
legungsausschuss der Stadt Oberhausen, Technisches
Rathaus, Zimmer A 304 oder A 302, Bahnhofstr. 66 oder
Postfach 46042 Oberhausen, einzureichen.

Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen
den er sich richtet. Er soll die Erklärung, inwieweit der
Verwaltungsakt angefochten wird, sowie einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Er soll außerdem die Gründe so-
wie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur
Rechtfertigung des Antrages dienen.

Über den Antrag entscheidet das Landgericht Düssel-
dorf, Kammer für Baulandsachen.

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 17.06.2019

Umlegungsausschuss der
Stadt Oberhausen
Die Vorsitzende

gez. Wenzel

Öffentliche Bekanntmachung eines Ge-
nehmigungsbescheides gemäß § 21 a
Abs. 1 9. BImschV

Die Stadt Oberhausen, Bereich Umweltschutz - Untere
Umweltschutzbehörde, Immissionsschutz - Bahnhofstr.
66, 46145 Oberhausen, hat der EDEKA Grundstücksver-
waltungsgesellschaft Oberhausen mbH & Co. KG auf
deren Antrag vom 18.12.2018 mit Datum vom
25.06.2019 die Genehmigung gemäß § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung
und zum Betrieb einer Kälteanlage mit einem Gesamtin-
halt an Kältemittel von 15 t Ammoniak und zwei BHKW-
Anlagen zur Erzeugung von Wärme mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von jeweils 1.052 kW am Standort Wald-
teichstraße, Gemarkung Sterkrade, Flur 2, Flurstücke
585, 588, 590 und 595 in 46149 Oberhausen, erteilt (Az.:
119.0003/18/10.25).
Die Genehmigung enthält neben dem nachfolgend auf-
geführten verfügenden Teil Nebenbestimmungen und
Hinweise. 

Mit Schreiben vom 25.04.2019 hat die EDEKA Grund-
stücksverwaltungsgesellschaft Oberhausen mbH & Co.
KG beantragt, die Entscheidung über die Genehmigung
gemäß § 21 a Abs. 1 Satz 1 9. BImSchV öffentlich be-
kannt zu machen. Die Entscheidung ist mit nachfolgen-
dem Inhalt ergangen: 

„Genehmigungsbescheid

119.0003/18/10.25

Tenor

I. Gegenstand

Auf Ihren Antrag vom 18.12.2018 erteile ich Ihnen hiermit
die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer
Kälteanlage mit einem Gesamtinhalt an Kältemittel von
15 t Ammoniak und von zwei BHKW-Anlagen zur Erzeu-
gung von Wärme mit einer Feuerungswärmeleistung von
1.052 kW gemäß §§ 4, 6 und 19 Bundes-Immissions-
schutzgesetz - BImSchG - in Verbindung mit § 1 sowie
Anhang 1 Nrn. 10.25 und 1.2.3.2 der Verordnung über
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV.

Die Genehmigung umfasst folgende Anlagen:

Hauptanlagen:

Bezeichnung                                    Kapazität/Leistung

-    NH3-Kälteanlage                                  15 t Ammoniak
-    2 BHKW-Anlagen                                      je 1.052 kW

(Feuerungswärmeleistung)

Nebenanlage:

Zentrallager bestehend aus

-    Tiefkühllager
-    Kühllager
-    Hochregallager (HRL)
-    OPDM
-    Büroräume
-    Sozialräume

Die Anlagen dürfen auf dem Grundstück in 46149 Ober-
hausen, Waldteichstraße, Gemarkung Sterkrade, Flur 2,
Flurstücke 595, 585, 588 und 590 errichtet und täglich
von 00:00 Uhr bis 24:00 Uhr betrieben werden.

Sofern sich aus der Genehmigung und den folgenden Be-
stimmungen nichts Abweichendes ergibt, sind die Errich-
tung der Anlagen bzw. von Anlagenteilen sowie deren Be-
trieb nur in dem Umfang genehmigt, wie sie in den mit die-
sem Genehmigungsbescheid verbundenen Antragsunter-
lagen dargestellt wurden. Maßgeblich sind die in der Anla-
ge 1 dieses Bescheides aufgeführten Antragsunterlagen.

Die Antragsunterlagen (fünf Ordner) sind Bestandteil der
Genehmigung.

Der Genehmigung werden die in der Anlage 2 aufgeführ-
ten Nebenbestimmungen und Hinweise beigefügt. Sie
sind Bestandteil dieses Genehmigungsbescheides.
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II. Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
ist nicht erforderlich.

III. Konzentrationswirkung

Gemäß § 13 BImSchG schließt die Genehmigung ande-
re, die Anlage betreffende behördliche Entscheidungen,
insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Zu-
lassungen, Verleihungen, Erlaubnisse und Bewilligungen
mit ein, im vorliegenden Fall:

-    Baugenehmigung nach der Bauordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen vom 21.07.2018 (Landes-
bauordnung 2018 - BauO NRW 2018) für die Errich-
tung des EDEKA Zentrallagers (Az.: 576-19-16).

     Befreiung gemäß § 31 Absatz 2 Baugesetzbuch -
BauGB vom B-Plan Nr. 642 - Weierstraße / Wald-
teichstraße hinsichtlich der Lage einer Schall-
schutzwand in nicht überbaubarer Fläche.

-    Indirekteinleitergenehmigung zur Beseitigung von
Abwasser aus dem Kühlsystem und der Wasser-
aufbereitung über die Kanalisation der Stadt Ober-
hausen nach § 58 des Gesetzes zur Ordnung des
Wasserhaushalts vom 31.07.2009 - Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG.

IV. Erlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nach Bestandskraft des
Bescheides nicht innerhalb von drei Jahren mit der Er-
richtung der Anlage begonnen wird.

Ferner erlischt die Genehmigung, wenn die Anlage wäh-
rend eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht
mehr betrieben worden ist (§ 18 Abs. 1 Ziff. 2 BImSchG)
oder das Genehmigungserfordernis aufgehoben wurde
(§ 18 Abs. 2 BImSchG).

V. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Auf Ihren Antrag vom 25.04.2019 wird die sofortige Voll-
ziehbarkeit dieses Genehmigungsbescheids gemäß § 80
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO an-
geordnet.

VI. Kostenentscheidung

Die Gebühren für das Genehmigungsverfahren werden
Ihnen auferlegt. 

Die Gebührenentscheidung ergeht in einem separaten
Gebührenbescheid.“ 

Auslegung

Eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides liegt in
der Zeit vom

17.07.2019 bis einschließlich 30.07.2019

bei der Stadt Oberhausen, Fachbereich 2-2-20, Untere
Umweltschutzbehörde - Immissionsschutz, Bahnhofstr.
66, 46145 Oberhausen, Zimmer B 708, aus. Sie kann in
der Zeit von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 08:00
Uhr bis 16:00 Uhr und am Freitag von 08:00 bis 12:00
Uhr eingesehen werden. Mit dem Ende der Auslegungs-
frist gilt der Genehmigungsbescheid auch Dritten gegen-
über als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Genehmigungsbescheid kann innerhalb ei-
nes Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur
Niederschrift  beim  Oberbürgermeister der Stadt Ober-
hausen, Bereich Umweltschutz, Untere Umweltschutz-
behörde - Immissionsschutz -, Bahnhofstr. 66, 46145
Oberhausen, einzulegen. 

Hinweis:

Die sofortige Vollziehung des Bescheides vom
25.06.2019 wurde angeordnet. Das bedeutet, dass ein
Widerspruch keine aufschiebende Wirkung hat. Auf An-
trag kann das Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr.
39, 40213 Düsseldorf, die aufschiebende Wirkung ganz
oder teilweise wiederherstellen. 

Oberhausen, 25.06.2019

Stadt Oberhausen
Beigeordnete Frau Lauxen

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen

gemäß §§ 5 und 7 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) über die Feststellung
der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsuntersuchung für ein Vorhaben der MAN
Energy Solution SE in Oberhausen

Stadt Oberhausen, Bereich Umweltschutz, Untere Um-
weltschutzbehörde, 
Immissionsschutz, Bahnhofstr. 66, 46145 Oberhausen
Az.: 119.0001/18/10.15.2.2

Mit Antrag vom 19.02.2018 beantragte die MAN Energy
Solution SE auf dem Grundstück in 46145 Oberhausen,
Steinbrinkstraße 1, Gemarkung Buschhausen, Flur 14,
Flurstück 105, eine Genehmigung der nach dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmi-
gungsbedürftigen Anlage. 

Es wird die Errichtung und der Betrieb eines neuen Gas-
turbinenprüfstandes mit einer Feuerungswärmeleistung
(FWL) von insgesamt weniger als 200 MW in den Hallen
004 und 905 genehmigt.

Gemäß § 5 Satz 1 UVPG stellt die zuständige Behörde
fest, dass nach den §§ 6 - 14 für das Vorhaben eine
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht oder nicht. 

Für die Errichtung und zum Betrieb eines neuen
Gasturbinenprüfstandes mit einer Feuerungswärmeleis-
tung (FWL) von insgesamt weniger als 200 MW ist nach
Nr. 10.6.3 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) eine standortbezogene
Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Gemäß § 7 Abs. 2 ist diese in zwei Stufen durchzuführen.
In der ersten Stufe ist zu prüfen, ob bei dem Neuvorha-
ben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in
Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vor-
liegen (z. B. Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzge-
biet, Biotope, Wasserschutzgebiet). Ergibt die Prüfung in
der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Ge-
gebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht.
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Das Vorhaben liegt in keinem der hier genannten Ge-
biete. 

Damit besteht keine Verpflichtung zur Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung.

Gemäß § 5 Absatz 3 UVPG ist diese Feststellung nicht
selbstständig anfechtbar.

Oberhausen, 25.06.2019

Stadt Oberhausen
Beigeordnete Frau Lauxen

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

nach § 72 Abs. 3 S. 1 Bauordnung NRW im Bauge-
nehmigungsverfahren zur Errichtung einer Tankstel-
le mit Lagertanks und Abfüllplätzen sowie zur Errich-
tung einer Werkstatt mit Waschanlage auf dem
Grundstück Waldteichstraße 180, Oberhausen

I.

Die

EDEKA Grundstückverwaltungsgesellschaft Ober-
hausen mbH & Co. KG
Chemnitzer Straße 24
47441 Moers

hat die Erteilung einer Baugenehmigung für die Errich-
tung einer Tankstelle mit Lagertanks und Abfüllplätzen
sowie die Errichtung einer Werkstatt mit Waschanlage
(Az.: 01616-2019) auf dem Grundstück Waldteichstraße
180 in Oberhausen bei der Stadt Oberhausen beantragt.

Für das Vorhaben wird eine Öffentlichkeitsbeteiligung
nach § 72 Abs. 3 S. 1 Bauordnung NRW durchgeführt.

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung werden der
Bauantrag, die von der Bauherrin vorgelegten Unter-
lagen mit Ausnahme der Unterlagen nach § 72 Abs. 5 
S. 2 Bauordnung NRW sowie etwaige entscheidungser-
hebliche Berichte und Empfehlungen, die der Stadt Ober-
hausen zum Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen,
ausgelegt. Die Bauantragsunterlagen enthalten insbe-
sondere folgende entscheidungserhebliche Unterlagen
betreffend das Bauvorhaben:

-    Bauantrag vom 22.02.2019 (eingegangen am
28.03.2019)

-    Amtlicher Lageplan
-    Baubeschreibung
-    Betriebsbeschreibung
-    Berechnungen
-    Planungsunterlagen
-    Brandschutzkonzept vom 14.03.2019 für die Tankstelle
-    Brandschutzkonzept vom 21.03.2019 für die Waschhalle
-    Entwässerungsunterlagen
-    verschiedene Stellungnahmen der im Umlaufverfah-

ren beteiligten Stellen

II.

Die Vorhabenunterlagen liegen in der Zeit vom
17.07.2019 bis zum 19.08.2019 einschließlich bei der
Stadt Oberhausen, Dienststelle: Bereich 5-3 / Baugeneh-
migung und Bauordnung, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, 46042 Oberhausen, Zimmer A
146, während der Dienststunden (montags bis donners-

tags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:30 Uhr bis
17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 13:00 Uhr) zur
allgemeinen Einsicht aus.

Personen, deren Belange durch das Bauvorhaben be-
rührt werden, sowie Vereinigungen, welche die Anfor-
derungen von § 3 Abs. 1 oder § 2 Abs. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.08.2017 (BGBl. I S. 3290) erfüllen (be-
troffene Öffentlichkeit), können bis spätestens 2 Wochen
nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum
02.09.2019 einschließlich, bei der 

Stadt Oberhausen
Bereich 5-3 / Baugenehmigung und Bauordnung
Technisches Rathaus Sterkrade
Bahnhofstraße 66
46042 Oberhausen

schriftlich Einwendungen erheben.

Mit Ablauf der vorgenannten Einwendungsfrist sind alle
öffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen.
Der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen
gilt nur für das Genehmigungsverfahren. Die Zustellung
der Entscheidung über die Einwendungen kann durch
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

III.

Über die Zulässigkeit des Bauvorhabens wird nach Ab-
schluss des Verfahrens der Öffentlichkeitsbeteiligung
und unter Würdigung der fristgemäß eingegangenen Ein-
wendungen durch die Stadt Oberhausen entschieden.
Der Inhalt der Entscheidung über den Bauantrag wird
öffentlich bekannt gemacht.

IV.

Durch Einsichtnahme in die Vorhabenunterlagen, Erhe-
bung von Einwänden und Stellungnahmen entstehende
Kosten werden nicht erstattet.

Oberhausen, 25.06.2019

Schranz
Oberbürgermeister

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Buschhausener Str. 149, 46049
Oberhausen

Gem. § 52 Abs. 2 GmbHG in Verbindung mit §§ 5 und 11
Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages wird hiermit Folgen-
des bekannt gemacht:

Mit Wirkung vom 13.06.2019 ist

Herr Jürgen Jeppel

aus dem Aufsichtsrat der WBO GmbH ausgeschieden.

An seiner Stelle wurde 

Herr Stefan Tschentscher

zum 14.06.2019 in den Aufsichtsrat der WBO GmbH ent-
sandt.

Oberhausen, 24.06.2019

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH
Die Geschäftsführung

Karsten Woidtke            Andreas Kußel
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Wiedergabe des Bestätigungsvermerks
des unabhängigen Abschlussprüfers

Wir haben dem Jahresabschluss und dem Lagebericht
der WBO für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis
zum 31. Dezember 2018 in der diesem Bericht als An-
lage I (Lagebericht) und II (Jahresabschluss) beigefüg-
ten Fassung den uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk (Anlage III) wie folgt erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss der WBO Wirtschafts-
betriebe Oberhausen GmbH - bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis
zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließ-
lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den
Lagebericht der WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis
zum 31. Dezember 2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften
und vermittelt unter Beachten der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und
Finanzlage der Gesellschaft zum 31.12.2018 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018
bis zum 31. Dezember 2018 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutsch-
en gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass un-
sere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die

Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft vermittelt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen  Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
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stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.
Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlich-
er - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht,
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel,
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der
Gesellschaft abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der er-
langten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Ge-
gebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-
nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das
von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-
ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbeson-
dere die den zukunftsorientierten Angaben von den ge-
setzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen.
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während der Prüfung feststellen.“

Den vorstehenden Bericht haben wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-
schlussprüfungen erstattet.

Oberhausen, 20. Februar 2019

Dr. Schulte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Dr. Schulte
Wirtschaftsprüfer

Dipl.-Ök. Lappe
als Prüfungsleiter

Die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, der An-
hang und der Bestätigungsvermerk sowie der Lage-
bericht werden hiermit bekannt gemacht.

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 wird in der
vorgelegten Form festgestellt und genehmigt.

2. Der Bilanzgewinn für das Wirtschaftsjahr 2018 in Hö-
he von 4.141.301,04 € wird in Höhe von 1.301,04 € auf
neue Rechnung vorgetragen.

3. Der verbleibende Bilanzgewinn von 4,14 Mio. €
wird an die Gesellschafter ausgeschüttet. Die
Zahlung erfolgt in zwei Raten zum 01.07.2019 in
Höhe von 2,14 Mio. € und zum 01.12.2019 in Höhe
von 2 Mio. €, sofern die Liquidität der Gesellschaft
dies zulässt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwal-
tungsgebäude der

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH, Zen-
traler Betriebshof, Buschhausener Str. 149, 46049
Oberhausen,

an folgenden Tagen jeweils in der Zeit von 09:00 - 15:00
Uhr, Zimmer 2.26, zur Einsichtnahme aus:

Montag, 29.07.2019
Dienstag, 30.07.2019
Mittwoch, 31.07.2019
Donnerstag, 01.08.2019
Montag, 05.08.2019

Oberhausen, 24.06.2019

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH

Karsten Woidtke Andreas Kußel
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Bekanntmachung des Jahresabschlusses
2017/2018 des Theater Oberhausen

Der Kulturausschuss als Betriebsausschuss des
Theater Oberhausen hat gem. § 26 Abs. 1 der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(EigVO) in der Fassung vom 16. November 2004 in sein-
er Sitzung am 07.05.2019

- den Jahresabschluss zum 31.07.2018
bestehend aus:
Bilanz
Gewinn- und Verlustrechnung
Anhang

- den Lagebericht 2017/2018

nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend
vorberaten.

In seiner Sitzung vom 20.05.2019 hat der Rat der Stadt
aufgrund des Beratungsergebnisses des Betriebsaus-
schusses Theater den Jahresabschluss 2017/2018 und
den Lagebericht 2017/2018 beraten und folgenden Be-
schluss gefasst:

Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt gemäß § 26
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen den Jah-
resabschluss und den Lagebericht der öffentlichen Ein-
richtung Theater Oberhausen für das Wirtschaftsjahr
2017/2018 festzustellen und die Betriebsleitung für das
Wirtschaftsjahr 2017/2018 zu entlasten. Der Jahres-
überschuss in Höhe von 30.276,85 EUR wird der allge-
meinen Rücklage des Theaters zugeführt.

Abschließender Vermerk der gpaNRW

Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31.
Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. Artikel 10 Abs. 1
des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des
Betriebes Theater Oberhausen. Zur Durchführung der
Jahresabschlussprüfung zum 31.07.2018 hat sie sich der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG, Hamburg, bedient.

Diese hat mit Datum vom 15.03.2019 den nachfolgend
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk
erteilt.

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
Öffentlichen Einrichtung „Theater Oberhausen“, Ober-
hausen, für das Geschäftsjahr vom 1. August 2017 bis 31.
Juli 2018 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutsch-
en handelsrechtlichen Vorschriften, ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim-
mungen der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung
der Betriebsleitung der öffentlichen Einrichtung. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über
den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhält-
nisse der öffentlichen Einrichtung abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutsch-
en Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die

sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bil-
des der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt
werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse der
öffentlichen Einrichtung Anlass zu Beanstandungen ge-
ben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der öffentlich-
en Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der Betriebsleitung der öffentlichen Einrichtung
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften, ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-
stimmungen der Betriebssatzung und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
öffentlichen Einrichtung. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetz-
lichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der öffentlichen Einrichtung und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der öffentlichen Ein-
richtung geben nach unserer Beurteilung keinen Anlass
zu Beanstandungen.

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf
die Ausführungen der Betriebsleitung im Lagebericht hin.
Dort ist im Rahmen der Prognoseberichterstattung ausge-
führt, dass der Fortbestand des Theaters von der Bezu-
schussung durch die Stadt Oberhausen abhängig ist.“

Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft KPMG ausgewertet und eine Ana-
lyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt
dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW
nicht erforderlich.

Herne, 31.05.2019

gpaNRW

Im Auftrag 
Matthias Middel

Jahresabschluss und Lagebericht für das Jahr 2017/
2018 können von Montag bis Donnerstag in der Zeit von
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10:00 - 15:00 Uhr in der Verwaltung des Theater Ober-
hausen ab dem 26.08.2019 eingesehen werden. 

Oberhausen, 25.06.2019

Theater Oberhausen

Florian Fiedler Jürgen Hennemann
Betriebsleiter Betriebsleiter

Bekanntmachung des Jahresabschlusses
der STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH
zum 31. Dezember 2018

1. Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat den
Jahresabschluss zum 31.12.2018 fristgerecht auf-
gestellt und durch die PKF Deutschland GmbH,
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, prüfen lassen.

Die PKF Deutschland GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft hat folgenden uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk

An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der STOAG Stadtwerke
Oberhausen GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum
31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den
Lagebericht der STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 
31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem-
ber 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und ha-
ben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt ha-
ben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglich-
en, und um ausreichende geeignete Nachweise für die
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von
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wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-
schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit,
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Un-
richtigkeiten resultieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte,
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-
flussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber
hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher
- beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Dar-
stellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da
Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel,
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der
Gesellschaft abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der er-
langten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Ge-
gebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk
auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls

diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die Gesell-
schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen
kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutsch-
en Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft
vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten An-
gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeut-
samen Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es be-
steht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

München, 20. Mai 2019

PKF Deutschland GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Feldmann Stauber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

2. Durch Gesellschafterbeschluss vom 9. Juli 2019 wur-
de der Jahresabschluss festgestellt. Die Geschäfts-
führung und der Aufsichtsrat wurden entlastet.

3. Der Jahresabschluss einschließlich des Lagebe-
richts kann vom 16. bis zum 20. September 2019
jeweils von Montag bis Donnerstag in der Zeit von
09:00 bis 15:00 Uhr und am Freitag in der Zeit von
09:00 bis 13:00 Uhr bei der STOAG Stadtwerke
Oberhausen GmbH, Max-Eyth-Straße 62, 46149
Oberhausen, Raum 1.5, eingesehen werden.

Oberhausen im Juli 2019

STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen

Die Geschäftsführung

Werner Overkamp
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Bekanntmachung des Konzernabschlus-
ses der  STOAG Stadtwerke Oberhausen
GmbH zum 31. Dezember 2018

1. Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat den
Konzernabschluss zum 31.12.2018 fristgerecht
aufgestellt und durch die PKF Deutschland GmbH,
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, prüfen lassen.

Die PKF Deutschland GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, hat nachfolgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk

An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der STOAG Stadt-
werke Oberhausen GmbH und ihrer Tochtergesellschaf-
ten (der Konzern) - bestehend aus der Konzernbilanz
zum 31. Dezember 2018, der Konzern-Gewinn und Ver-
lustrechnung, dem Konzerneigenkapitalspiegel und der
Konzernkapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Kon-
zernanhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber
hinaus haben wir den Konzernlagebericht der STOAG
Stadtwerke Oberhausen GmbH für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse 

- entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns
zum 31. Dezember 2018 sowie seiner Ertragslage für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. De-
zember 2018 und

- vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns.
In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzern-
lagebericht in Einklang mit dem Konzernabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass un-
sere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des Kon-
zernlageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und
des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und
des Konzernlageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von den
Konzernunternehmen unabhängig in Übereinstimmung

mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzern-
lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Konzernabschluss und den
Konzernlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Konzernabschlusses, der den deutsch-
en handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen
Belangen entspricht, und dafür, dass der Konzernab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die
internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines
Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -
falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
des Konzerns zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Konzernlageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines
Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen
zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses des Konzerns zur
Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Konzernabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Konzern-
lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der La-



ge des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit den bei
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile
zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht
beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf
der Grundlage dieses Konzernabschlusses und Kon-
zernlageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermess-
en aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Da-
rüber hinaus 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlich-
er - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher
Darstellungen im Konzernabschluss und Konzern-
lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen be-
inhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung
des Konzernabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Konzernlage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen,
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den ge-
gebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser
Systeme abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk
auf die dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss
und im Konzernlagebericht aufmerksam zu machen

oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, dass der
Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann. 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und
den Inhalt des Konzernabschlusses einschließlich der
Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrun-
deliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des
Konzerns vermittelt. 

- holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise
für die Rechnungslegungsinformationen der Unterneh-
men oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des Konzerns
ein, um Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und
zum Konzernlagebericht abzugeben. Wir sind verant-
wortlich für die Anleitung, Überwachung und Durchfüh-
rung der Konzernabschlussprüfung. Wir tragen die
alleinige Verantwortung für unsere Prüfungsurteile.

- beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts
mit dem Konzernabschluss, seine Gesetzesentsprech-
ung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des
Konzerns. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten
Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben so-
wie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im inter-
nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung
feststellen.

München, 7. Juni 2019

PKF Deutschland GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Feldmann Stauber
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

2. Durch Gesellschafterbeschluss vom 9. Juli 2019
wurde der Konzernjahresabschluss festgestellt.
Die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat wur-
den entlastet.

3. Der Konzernjahresabschluss einschließlich des
Konzernlageberichts kann vom 16. bis zum 20.
September 2019 jeweils von Montag bis Donner-
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stag in der Zeit von 09:00 bis 15:00 Uhr und am
Freitag in der Zeit von 09:00 bis 13:00 Uhr bei der
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH, Max-
Eyth-Straße 62, 46149 Oberhausen, Raum 1.5,
eingesehen werden.

Oberhausen im Juli 2019

STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen

Die Geschäftsführung

Werner Overkamp
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DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 1. August 2019
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Sommer 2019

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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